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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

En juin 2020, le Conseil national a repris les discussions au sujet de l'initiative
vert'libérale pour un mariage pour toutes et tous. Il s'agissait de se prononcer sur le
projet de la CAJ-CN, présenté par Beat Flach (pvl, AG) et Laurence Fehlmann Rielle (ps,
GE). La commission avait accepté l'entrée en matière sur le projet en février 2015,
rejointe par sa commission sœur en septembre de la même année. Elle décidait en
juillet 2018 de passer par la voie législative, c'est-à-dire sans modifier la Constitution.
Le projet contient trois points: 1) ouverture du mariage à tous les couples, par une
modification des articles 94 à 96 du code civil, 2) la suppression du partenariat
enregistré et la possibilité pour les couples sous ce régime de passer au mariage de
manière facilitée et enfin 3) une modification de droit international pour que les
mariages conclus à l'étranger soient reconnus. Pour ne pas alourdir le projet et lui
garantir une possibilité de succès, la commission a choisi de ne modifier ni le régime
des assurances sociales, ni l'accès aux dons de sperme. Seule modification: les femmes
en couple homosexuel pourraient toucher une rente de veuve si elles ont plus de 45 ans
et mariées depuis plus de cinq ans, comme les femmes en couple hétérosexuel. En
revanche, les hommes ne peuvent rien obtenir. L'accès à la procréation médicalement
assistée avait séduit une majorité des participants à la consultation (cantons, partis,
organisations et particuliers confondus), mais elle a été refusée au sein de la
commission par 13 voix contre 12.
Dans la chambre du peuple, le débat s'est déroulé en deux temps, lors des séances du 3
et du 11 juin 2020. Tous les groupes, à l'exception de l'UDC étaient d'accord avec le
principe central de l'initiative parlementaire. Les désaccords s'articulaient autour de
l'ouverture au don de sperme pour les couples lesbiens, ainsi que le droit à la filiation
directe, portés par une minorité Flach, soutenue par la gauche, le PLR et les
Vert'libéraux. Le PDC a annoncé vouloir refuser le projet si le don de sperme en faisait
partie. L'argument principal autour du droit à la procréation et à la filiation étaient que,
comme l'a annoncé Tamara Funiciello (ps, BE), environ 30'000 enfants arc-en-ciel,
c'est-à-dire élevés dans une famille homoparentale, vivent en Suisse et nécessitent une
protection juridique, en cas par exemple de disparition du parent biologique, pour ne
pas se retrouver sans représentant.e légal.e. La proposition de minorité Flach a recueilli
124 suffrages positifs, 72 oppositions et une abstention. Les oppositions proviennent
d'une majorité des groupes UDC et PDC ainsi que de quelques PLR.
L'ensemble du projet a été plébiscité par 132 voix, contre 52 et 13 abstentions. Encore
une fois, les oppositions se trouvaient chez les groupes UDC et PDC, avec une dizaine
d'exceptions pour chacun des partis. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nachdem die WAK-NR ihren Entwurf zur Überführung der Anstossfinanzierung der
ausserfamiliären Kinderbetreuung in eine zeitgemässe Lösung beschlossen hatte, nahm
der Bundesrat dazu Stellung. Dieser stellte sich gänzlich ablehnend zu einem
Bundesbeitrag zur Senkung der Betreuungskosten der Eltern. Ebenfalls stellte er sich
gegen die im Entwurf vorgesehenen Programmvereinbarungen, gemäss welchen der
Bund die Hälfte der Kosten zur Weiterentwicklung des familienergänzenden
Betreuungsangebots und der frühkindlichen Förderung zu tragen hätte. Als Gründe für
seine Haltung gab der Bundesrat an, dass die ausserfamiliäre Kinderbetreuung «in der
Kompetenz der Kantone und auch in der Verantwortlichkeit der Arbeitgeber» liege und
die angespannte Lage der Bundesfinanzen ein solches Engagement nicht zuliesse, ohne
dass an einer anderen bedeutenden Stelle gespart werden müsse. Für den Fall, dass das
Parlament doch Eintreten auf die Vorlage beschliessen sollte, gab der Bundesrat
bekannt, welche Änderungsanträge er unterstützen würde. So sprach er sich für eine
maximale Höhe der Bundesbeteiligung von 10 Prozent der Kinderbetreuungskosten aus
– unter gleichzeitiger Beteiligung der Kantone an deren Finanzierung. Eine 10-Prozent-
Beteiligung würde Ausgaben für den Bund von CHF 360 Mio. mit sich bringen, welche
teilweise über eine Senkung des Kantonsanteils an der direkten Bundessteuer um 0.7
Prozentpunkte kompensiert werden könnten. Mit den so generierten Mehreinnahmen
bei der direkten Bundessteuer von CHF 200 Mio. würde sich die finanzielle
Zusatzbelastung des Bundes auf CHF 160 Mio. reduzieren. Darüber hinaus machte sich
die Exekutive für weitere Anpassungen am Entwurf stark: So soll der Bundesbeitrag
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lediglich bis zum Ende der Primarstufe entrichtet werden und zwar nur in denjenigen
Fällen, in denen die familienexterne Betreuung aufgrund Erwerbstätigkeit oder
laufender Ausbildung der Eltern in Anspruch genommen wird. 

Auch innerhalb der Kommission fanden sich etliche Stimmen, die mit dem in der
Kommission ausgearbeiteten Entwurf nicht einverstanden waren. So hatte sich der
Nationalrat in der Frühjahrssession 2023 zuerst mit einem Ordnungsantrag von Beat
Walti (fdp, ZH) auseinanderzusetzen. Walti beantragte, die Behandlung des Geschäfts
bis nach der Abstimmung über die OECD-Mindeststeuer vom 18. Juni 2023 zu vertagen.
Walti vertrat die Ansicht, dass die finanziell angespannte Lage des Bundeshaushalts
keine Ausgaben in dieser Höhe zuliessen. Zudem warnte der Freisinnige davor, «das Fell
[zu verteilen], bevor der Bär erlegt ist». So seien die zusätzlichen Einnahmen durch die
OECD-Mindeststeuer, die die Kommissionsmehrheit wohl zur Finanzierung der
Kinderbetreuungskosten verwenden wolle, aufgrund der anstehenden
Volksabstimmungen noch nicht gesichert.  Der Ordnungsantrag Walti fand indes nur
Unterstützung in den geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP und SVP, während
ihn die restlichen Fraktionen ebenso geschlossen ablehnten. So scheiterte der
Ordnungsantrag mit 79 zu 111 Stimmen (4 Enthaltungen). 

In der darauf folgenden Eintretensdebatte hatte sich der Nationalrat gleich mit drei
Minderheitsanträgen auseinanderzusetzen. Eine durch Nadja Umbricht Pieren (svp, BE)
vertretene Kommissionsminderheit bestehend aus SVP-Vertretenden forderte, nicht
auf das Bundesgesetz einzutreten. Eine weitere, durch FDP-Vertretende ergänzte und
durch Christian Wasserfallen (fdp, BE) vertretene Minderheit richtete sich explizit
gegen die durch den Bund einzugehenden Programmvereinbarungen und stellte den
Antrag, nur auf den entsprechenden Bundesbeschluss 2 nicht einzutreten. Sie nahm
damit auch den Antrag der FK-NR auf, die zum Entwurf Stellung genommen hatte. Nicht
zuletzt verlangte eine aus SVP-Vertretenden zusammengesetzte und von Diana Gutjahr
(svp, TG) angeführte Kommissionsminderheit die Rückweisung des Geschäfts an die
Kommission, damit eine neue Vorlage erarbeitet werden könne, die für alle Eltern, die
für die Kinderbetreuung bezahlen, eine finanzielle Entlastung vorsieht. Stein des
Anstosses für die Minderheit war, dass die Vorlage lediglich Vergünstigungen für
Betreuungskosten für Kindertagesstätten, Tagesschulen oder staatlich anerkannte
Tagesfamilien, also lediglich für die «rein externe[] und staatlich anerkannte[]
Kinderbetreuung» (Gutjahr), nicht aber für andere Betreuungstypen, etwa für die
Kinderbetreuung durch Nannys und Au-pairs oder durch Verwandte, Bekannte und
Nachbarn vorsah. Mit 124 zu 59 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) beschloss der Nationalrat
schliesslich, entgegen dem Willen der Minderheit Umbricht Pieren auf die Vorlage
einzutreten. Zu der geschlossen gegen Eintreten votierenden SVP-Fraktion gesellte sich
eine aus sechs männlichen Nationalräten bestehende Minderheit der Mitte-Fraktion,
die den Nichteintretensantrag unterstützte. Zudem enthielten sich 11 Mitglieder der
FDP.Liberalen-Fraktion der Stimme. Auch der Rückweisungsantrag Gutjahr konnte
kaum über die Parteigrenze hinaus mobilisieren und wurde mit 129 zu 61 Stimmen (6
Enthaltungen) abgelehnt. Auch der Minderheitsantrag Wasserfallen, gemäss dem nicht
auf die Programmvereinbarungen eingetreten werden sollte, scheiterte; die 87
unterstützenden Stimmen aus den Fraktionen der FDP, SVP sowie von einer Minderheit
der Mitte-Fraktion reichten gegen die 103 Stimmen ablehnenden Stimmen nicht aus.

Auch in der Detailberatung lagen zahlreiche Minderheitsanträge vor – häufig mehrere
zu demselben Paragrafen und in den meisten Fällen angeführt durch FDP- oder SVP-
Kommissionsmitglieder. In den zwei zentralen Punkten setzte sich indes die
Kommissionsmehrheit durch, so namentlich bei der Höhe der Bundesbeiträge. Hier
obsiegte die Kommissionsmehrheit, welche den Bund zu maximal 20 Prozent an den
Betreuungskosten der Eltern beteiligen wollte, gegen eine Minderheit I Gutjahr (maximal
10%), eine Minderheit II Wasserfallen (genau 15%) und eine Minderheit III Umbricht
Pieren (genau 10%). Erfolglos blieb auch eine weitere, durch Diana Gutjahr angeführte
Minderheit, die den Verpflichtungskredit für die Programmvereinbarungen mit den
Kantonen zur Weiterentwicklung ihres Betreuungsangebots oder der Politik der frühen
Kindheit halbieren wollte (von CHF 224 Mio. auf CHF 112 Mio.). 
Durchsetzen konnte sich die Kommissionsminderheit in Form einer Minderheit de
Montmollin (fdp, GE), die – ebenso wie der Bundesrat – forderte, dass die Regierung
einen gewissen kumulierten Mindestbeschäftigungsgrad der Eltern festlegen kann, ab
welchem der Anspruch auf Kostenbeteiligung durch den Bund besteht. Hier gesellte
sich eine beinahe geschlossen stimmende GLP-Fraktion zu den Fraktionen der SVP, FDP
und einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Zudem setzte sich im Rat die Ansicht des
Bundesrates durch, dass die Kostenbeteiligung lediglich bis zum Ende der Primarstufe
erfolgen soll. Diese Ansicht teilte unterdessen auch die Kommissionsmehrheit, die sich
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im Nationalrat nicht zuletzt auch gegen eine Minderheit Prezioso (egsols, GE)
durchsetzte, die – dem ursprünglichen Entwurf der Kommissionsmehrheit folgend –
eine Kostenbeteiligung bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit forderte. Zudem
sprach sich der Nationalrat einer Minderheit Nantermod (fdp, VS) folgend gegen einen
Antrag der Kommissionsmehrheit aus, gemäss welchem die Einnahmen aus der OECD-
Mindeststeuer in erster Linie zur Finanzierung des Bundesbeitrags für die
familienexterne Kinderbetreuung eingesetzt werden sollen. Gleichzeitig lehnte der
Nationalrat hingegen einen Minderheitsantrag ab, der gemäss Stellungnahme des
Bundesrates den Kantonsanteil an den Bundessteuern zur Gegenfinanzierung um 0.7
Prozentpunkte hatte senken wollen. Somit blieb die Frage der (Gegen-)Finanzierung
nach der nationalrätlichen Debatte gänzlich offen. 

Nach etlichen Stunden Debatte verabschiedete der Nationalrat in der
Gesamtabstimmung den Entwurf zum Bundesgesetz über die Unterstützung der
familienergänzenden Kinderbetreuung und der Kantone in ihrer Politik der frühen
Förderung von Kindern (UKibeG) mit 107 zu 79 Stimmen (5 Enthaltungen) sowie den
Bundesbeschluss 2 zu den Programmvereinbarungen mit 104 zu 84 Stimmen (5
Enthaltungen) zuhanden des Ständerates. 2

1) BO CN, 2020, p. 612; BO CN, 2020, p. 888 ss.; AZ, Blick, LT, NZZ, 12.6.20
2) AB NR, 2023, S. 105 ff.; AB NR, 2023, S. 78 f.; AB NR, 2023, S. 84 ff.; AB NR, 2023, S. 96 ff.; BBl, 2023 595; BBl, 2023 596;
BBl, 2023 597; BBl, 2023 598; Medienmitteilung BR, EDI, BSV vom 15.2.23
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